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Der deutsche Ökonom Marcel Fratzscher zu Gast bei d er Agenda Austria  
Wohlstand für alle – eine gescheiterte Idee? 
 
Seit 1957, als der deutsche Wirtschaftsminister Ludwig Erhard sein Buch mit dem Titel 
„Wohlstand für alle“ veröffentlichte, ist viel Zeit vergangen. Von dem von ihm vertretenen 
Erfolgsmodell der „Sozialen Marktwirtschaft“ ist kaum etwas übrig – ein Befund, den 
sozialistische und liberale Beobachter teilen – wiewohl aus unterschiedlichen Gründen. 

Fratzscher, der von der FAZ links der politischen Mitte verortet wird, widmet sich in 
seinem jüngsten Buch dem Thema der materiellen Ungleichheit. Diese bildet auch das 
Thema seines Vortrags in der Agenda Austria. 

Das wohlhabendste Fünftel der deutschen Bevölkerung (die österreichischen Daten 
weichen nicht stark von den deutschen ab) verfügt über 84,4% der Vermögen. Das ärmste 
Fünftel über nur 0,1% - also faktisch nichts. Bei den Einkommen sind die Unterscheide 
nicht so stark ausgeprägt allerdings erst nach Steuern und Transferzahlungen. Die 
staatlichen Umverteilungsmaßnahmen wirken sich offensichtlich stark nivellierend aus. 

Interessant auch der Vergleich durchschnittlicher Pro-Kopf-Nettovermögenswerte: 
Deutschland und Österreich bilden mit wenig mehr als 50.000 Euro die Schlusslichter der 
Eurozone. Bürger vermeintlich weniger wohlhabender Länder wie Spanien, Italien oder 
Griechenland, verfügen über mehr als das Dreifache dieses Wertes. Luxemburger 
besitzen gar über 400.000,- Euro. Eine der möglichen Erklärungen dafür bildet der 
Bestand an Eigenheimen und Wohnungseigentum. Anders als in den genannten Ländern, 
leben 60% der Deutschen zur Miete und nur 40% in den eigenen vier Wänden. 

Fratzscher diagnostiziert für das zurückliegende Jahrzehnt eine Stagnation der 
Löhne, während das BIP sich seit 1992 um rund 30% erhöht hat. Die „soziale Mobilität“ (d. 
h. die Möglichkeit, die soziale Schicht in die man hineingeboren wurde, zu verlassen) ist 
deutlich gesunken, was als Folge ungleich verteilter Bildungschancen zu werten sei. 

Aus Sicht des Ökonomen ist, so Fratzscher, die Frage der „sozialen Gerechtigkeit“ 
irrelevant. Ihn interessierten vielmehr die Folgen der Ungleichheit - und die seien negativ. 
Er beziffert, gestützt auf einen Analyse der OECD, deren negativen Wachstumseffekt für 
Deutschland mit 6% und für Österreich mit immerhin 3%. 

Die (immer noch) stark mittelständisch geprägte Unternehmenslandschaft habe 
eine starke Auswirkung auf die Vermögenskonzentration. 24% der Vermögen steckten in 
Unternehmen, weshalb die immer wieder debattierte Frage von Erbschaftssteuern sehr 
behutsam anzugehen sei, um negative Auswirkungen auf die Produktion zu vermeiden. 

Fratzscher sieht das Problem nicht beim starken Vermögensüberhang bei den 
Wohlhabendsten, sondern in der völligen Vermögenslosigkeit bei den Ärmsten und bei 
den zunehmenden Schwierigkeiten für die Mittelschicht, Vermögen aufzubauen. Ein 
höheres Maß an „Steuergerechtigkeit“ (leider bleibt die Frage unbeantwortet, was genau 
darunter zu verstehen ist) sei notwendig. Arbeitseinkommen jedenfalls seien zu hoch 
besteuert. 

Auf dem Markt entstehende materielle Ungleichheiten durch ein Maximum an 
Staatsinterventionen abzufedern, sei ineffizient. Wirtschaftlicher wäre es, allzu starke 
Ungleichheiten gar nicht erst entstehen zu lassen. Deshalb sei an der Bildung und 
Ausbildung der Kinder anzusetzen, da frühzeitig investiertes Geld die beste Rendite 
bringe. „Der Staat kann sich in dieser Frage seiner Verantwortung nicht entziehen. Die 
Kinder bildungsferner Schichten müssen abgeholt und mitgenommen werden.“ 

In der anschließenden Diskussion wird deutlich, dass es alles andere als trivial ist, 
Sinn oder Unsinn staatlicher Umverteilungsmaßnahmen (etwa über Steuern auf die 
Vermögenssubstanz) zu beurteilen. Staaten mit deutlich „sozialistischeren“ 
Gesellschaftsmodellen, wie etwa Schweden, weisen nämlich ähnliche 
Vermögensungleichheiten auf wie Österreich und Deutschland. Auch unterschiedlich 
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organisierte Schulsysteme lassen keine eindeutige Wirkung erkennen. Holland mit einem 
starken Privatschulsektor (77%) produziert keine größeren Bildungsungleichheiten als 
nahezu total verstaatlichte Systeme wie jene Deutschlands oder Österreichs. 

Fratzscher bleibt dennoch dabei, dass verbesserte Bildungschancen für die Kinder 
sozial benachteiligter Familien einen ökonomischen Gewinn bringen. Den Einwand, dass 
es ein Generationenprojekt sei, über diesen Weg zu mehr Gleichheit zu kommen, kann er 
nicht entkräften. 

Das erstaunliche Phänomen, dass im vermeintlich reichen Deutschland die 
durchschnittlichen Nettovermögen wesentlich kleiner sind als in den als ärmer 
eingeschätzten „Club-Med-Staaten“, erklärt einer der Diskutanten mit dem Umstand, dass 
der hypertrophe Wohlfahrtsstaat jedermann der Notwendigkeit enthebe, selbst Vermögen 
für die Altersvorsorge zu bilden (Stichwort „Eigenheim als vierte Pensionssäule“), da ja der 
große Bruder für alles Notwendige sorge.  

Beim Vermögensvergleich müssen die Barwerte der Anwartschaften künftiger 
Pensionszahlungen berücksichtigt werden, was die behaupteten 
Vermögensungleichheiten in Deutschland und Österreich sofort stark reduziere. 

Fratzscher kritisiert an dieser Stelle, dass die Staatsausgaben sich allzu sehr auf 
den Konsum und viel zu wenig auf Investitionen (etwa in die Bildung) konzentrierten. 
Dieser Befund trifft zwar zu, liegt aber im Wesen der Demokratie begründet, deren 
gewählte Repräsentanten ausschließlich an kurzfristigen Ergebnissen (ihrer Wiederwahl) 
interessiert sind und dazu neigen, langfristige Ziele (etwa die Effekte einer besseren 
Bildung/Ausbildung) zu vernachlässigen. 

Nach Fratzschers Einschätzung sei „…die Soziale Marktwirtschaft Mitte der 80er-
Jahre gestorben.“  

 
Mein Kommentar: Schlüssige Vorschläge, wie denn das in den 1950er- und 1960er-Jaren 

unbestreitbar erfolgreiche Modell Ludwig Erhards („Wohlstand für Alle“) reanimiert werden 
könnte, sind dem Referenten nicht zu entlocken. Allein die redundant erhobene Forderung nach 
„mehr Chancengleichheit bei der Bildung“, vermag nicht wirklich zu überzeugen. Und der 
mehrfache Verweis auf die „zu hohe Besteuerung des Faktors Arbeit“, nährt allenfalls die 
Befürchtung, hier werde die Eröffnung einer neuen Front zur Einführung von 
unternehmensfeindlichen Substanzsteuern vorbereitet (wiewohl Fratzscher mehrfach betont, die 
Unternehmen müssten, um negative Beschäftigungseffekte zu vermeiden, davon verschont werden). 

Bleibt die Frage, ob materielle Ungleichheit per se ein Übel darstellt. Das ist wohl dann der 
Fall, wenn die Subsistenz der Ärmsten einer Gesellschaft gefährdet ist. Zweifellos birgt die völlige 
Perspektivlosigkeit für Teile der Gesellschaft soziale Sprengkraft.  

In Gemeinwesen allerdings, in denen auch die Ärmsten gut über die Runden kommen, bildet 
Ungleichheit geradezu den Motor der Betriebsamkeit. Wer erkannte Chancen durch erhöhten 
Einsatz auch nutzen kann, verhilft damit der gesamten Gesellschaft zu mehr Wohlstand. Der 
unentwegt regulierend, verhindernd und bremsend eingreifende Leviathan, schädigt insbesondere 
die Ärmsten, da die „Reichen“ sich seinen Anmaßungen dank ihrer hohen Mobilität wesentlich 
leichter entziehen können. Deutschland und Österreich bilden die besten (abschreckenden) 
Beispiele: Minimale Vermögensbildung bei den Schwächsten, trotz - oder gerade wegen- maximaler 
staatlicher Umverteilung. 
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